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SATZUNG DES EISENBAHNER-SPORTVEREIN WAREN E.V. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Präambel 

Die Vorgeschichte des ESV Waren e.V. begann am 15. Dezember 1949. An diesem Tag 
gründete die Deutsche Reichsbahn Waren ihre „Betriebssportgemeinschaft Lokomotive 
Waren“. Später wurde neben der Deutschen Reichsbahn Waren auch das Möllenhagener 
Betonwerk Rethwisch weiterer Trägerbetrieb der BSG und der Name von "BSG Lokomotive 
Waren" in "BSG Lokomotive Waren/Rethwisch" geändert.  

Bedingt durch die mit der Wiedervereinigung einhergehenden gesellschaftlich politischen 
Veränderungen im Land blieb die Deutsche Reichsbahn zunächst Trägerbetrieb des Vereins; 
das Möllenhagener Betonwerk Rethwisch zog sich als Trägerbetrieb zurück. Aus diesem 
Grund wurde am 15. Juni 1990 aus der "BSG Lokomotive Waren/Rethwisch" der heutige 
"Eisenbahner-Sportverein Waren e.V.".  

Das Engagement der Deutschen Reichsbahn endete durch Übernahme des Unternehmens 
am 31.12.1993. Seitdem wird der Verein eigenständig, ohne Trägerbetrieb, geführt.   
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§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr   

(1) Der Verein führt den Namen „Eisenbahner-Sportverein Waren e.V." (abgekürzt "ESV 
Waren"). 

(2) Er ist in das Vereinsregister VR 1548 am Amtsgericht Neubrandenburg eingetragen. 
(3) Sitz des Vereins ist Waren (Müritz). 
(4) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  
(5) Das Vereinslogo ist ein Parallelogramm, bestehend aus einem oberen und einem 

unteren Teil. Der obere Teil besteht aus drei gleich großen Rechtecken in den Farben 
blau, gelb und rot. Im unteren Teil befindet sich der Schriftzug „ESV Waren e.V.“ in der 
Farbe blau.  

 
 

§ 2 Zweck  

(1) Zweck des Vereins ist die Förderung des Sports in allen Bereichen. Zurzeit bestehen die 
Sektionen: Badminton, Boxen, Drachenbootsport, Fußball, Gewichtheben/Kraftsport, 
Schach, Tischtennis, Turnen- Kinderturnen- Aerobic- Seniorengymnastik, Wandern, 
Winterschwimmen sowie Sport mit chronisch kranken Menschen.  

(2) Der Zweck wird insbesondere verwirklicht durch die Organisation und Ausübung 
sportlicher Betätigung zur Schaffung eines sportlichen Freizeitklimas, zur Förderung der 
körperlichen Leistungsfähigkeit sowie zur Erhaltung und Wiederherstellung der 
Gesundheit insbesondere durch die Pflege und Förderung des Breiten- und 
Leistungssports.  

(3) Die im Verein betriebenen Sportarten werden als Sektionen geführt. Diese wählen alle 
drei Jahre selbstständig den Sektionsleiter. Bei der Wahl ist der Vorstand oder ein von 
ihm benannter Vertreter einzubeziehen. Eine Sektion kann aufgelöst werden, wenn ihre 
Mitgliederzahl unter sieben Personen sinkt oder der Vorstand mit Zustimmung der 
Sektionsversammlung die Auflösung beschließt.  

 

§ 3 Gemeinnützigkeit 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der §§ 52 ff. Abgabenordnung.  

(2) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.  
(3) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 

Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln der Körperschaft.  
(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder 

durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.  
(5) Der Verein steht auf dem Boden der freiheitlich demokratischen Grundordnung der BR 

Deutschland. Er setzt sich für den Erhalt der verfassungsmäßigen Ordnung und die 
Völkerverständigung ein. 

  



3 
 

 
§ 4 Erwerb der Mitgliedschaft   

(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche und juristische Person werden, die sich der 
Satzung und den Zielen des Vereins sowie den Beschlüssen der Mitgliederversammlung 
und des Vorstandes verpflichtet.   

(2) Die Aufnahme in den Verein ist in Textform bei der Sektionsleitung zu beantragen, die 
über den Aufnahmeantrag entscheidet. Bei Aufnahmeanträgen Minderjähriger ist die 
schriftliche Zustimmung der gesetzlichen Vertreter erforderlich. Die Ablehnung des 
Antrags bedarf keiner Begründung. Gegen die Ablehnung steht dem Antragsteller die 
Berufung an den Vorstand zu, die innerhalb eines Monats nach Zugang der Ablehnung 
schriftlich gegenüber dem Vorstand einzulegen ist. Der Vorstand entscheidet 
abschließend über die Aufnahme.  

(3) Personen, die sich um den Verein besonders verdient gemacht haben, können auf 
Vorschlag eines jeden Mitglieds durch die Mitgliederversammlung zu Ehrenmitgliedern 
ernannt werden. Sie besitzen die gleichen Rechte und Pflichten, wie die anderen 
Mitglieder.  

(4) Eine natürliche oder juristische Person kann auch beantragen, nur Fördermitglied zu 
sein. Fördermitglieder sind solche Personen, die freiwillig den Verein finanziell oder 
materiell unterstützen. 

(5) Den Vereinsmitgliedern stehen die Einrichtungen des Vereins offen. 
(6) Die Mitglieder des Vereins haben nach vorheriger Abstimmung mit dem Vorstand und 

gegen Vorlage der Einzelnachweise gegenüber dem Verein einen Anspruch auf 
Aufwendungsersatz iSd. §§ 27 Abs. 3, 670 BGB iVm. EStG in der jeweils gültigen Fassung. 
Der Anspruch auf Aufwendungsersatz unterliegt einer Ausschlussfrist von 3 Monaten, 
beginnend mit seiner Entstehung. Erstattungen werden nur gewährt, wenn die 
Aufwendungen mit prüffähigen Belegen und Aufstellungen nachgewiesen werden. 
 

§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft  

(1) Die Mitgliedschaft endet durch Tod, bei juristischen Personen und rechtsfähigen 
Personengesellschaften durch Auflösung, durch Austritt oder Ausschluss.  

(2) Der Austritt ist mit einer Kündigungsfrist von einem Monat zum Ende eines 
Geschäftsjahres zulässig. Er ist schriftlich gegenüber einem vertretungsberechtigten 
Vorstandsmitglied zu erklären. Bei minderjährigen Mitgliedern muss die 
Austrittserklärung durch den gesetzlichen Vertreter erfolgen.  

(3) Der Ausschluss eines Vereinsmitglieds kann nur aus wichtigem Grund ohne Einhaltung 
einer Frist erfolgen. Wichtige Gründe liegen insbesondere vor, wenn ein Mitglied  

a) schuldhaft das Ansehen oder die Interessen des Vereins in schwerwiegender 
Weise schädigt oder   
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b) mehr als drei Monate mit der Zahlung seines Mitgliedsbeitrages im Rückstand ist 
und trotz schriftlicher Mahnung an die vom Mitglied zuletzt mitgeteilte Anschrift 
unter Androhung des Ausschlusses die Rückstände nicht eingezahlt hat.  

  Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand in Abstimmung mit der Sektionsleitung. 
Wird über ein Mitglied ein Ausschlussverfahren eröffnet, so ist dies dem Mitglied mit 
entsprechender Begründung mitzuteilen und das Mitglied ist unter Einhaltung einer Frist 
von 10 Arbeitstagen, beginnend mit dem Tag der Absendung, schriftlich zu laden und 
anzuhören.  
Der Beschluss über den Ausschluss ist unter Angabe von Gründen per Einschreibebrief 
unter der beim Verein hinterlegten Postadresse zuzustellen.  
Gegen den Ausschluss steht dem Mitglied die Berufung zu, die innerhalb eines Monats 
nach Zugang in Textform gegenüber dem Vorstand einzulegen ist. Das betroffene Mitglied 
hat die Möglichkeit, sich gegenüber dem Vorstand zu den vorgebrachten 
Ausschlussgründen zu äußern. Das Mitglied wird in Textform und unter Angabe von 
Gründen über das Ergebnis informiert; weitere Rechte bestehen nicht. 

(4) Mit Beendigung der Mitgliedschaft erlöschen alle Mitgliedsrechte. Dem Verein 
gehörende Gegenstände sind unverzüglich zurückzugeben. Ein Anspruch auf 
vollständige oder teilweise Erstattung von geleisteten Spenden, Mitgliedsbeiträgen, 
Zuwendungen oder anteiligem Vereinsvermögen besteht nicht. Das Mitglied hat seinen 
fälligen Verpflichtungen nachzukommen, insbesondere offene Beitragszahlungen zu 
leisten. 

 
§ 6 Beiträge, Gebühren  

(1) Der Verein erhebt einen Geldbetrag als regelmäßigen Monatsbeitrag. Darüber hinaus 
kann die Erhebung einer Aufnahmegebühr festgelegt werden.  

(2) Über die Höhe sowie die Fälligkeit des Beitrages sowie der Aufnahmegebühr entscheidet 
die Mitgliederversammlung. Sie kann zu diesem Zwecke eine Beitragsordnung 
verabschieden.   

(3) Ehrenmitglieder können durch die Mitgliederversammlung von der Aufnahmegebühr und 
den Beiträgen befreit werden.  

 
§ 7 Organe des Vereins  

Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung und der Vorstand.  
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§ 8 Aufgaben der Mitgliederversammlung 

(1) Oberstes Organ ist die Mitgliederversammlung. Ihr gehören alle Vereinsmitglieder an.   
(2) Die Mitgliederversammlung ist insbesondere für folgende Angelegenheiten zuständig:  

- Entgegennahme der Berichte des Vorstandes und der Kassenprüfer  
- Entlastung des Vorstands,  
- Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder und der Kassenprüfer,  
- Ernennung von Ehrenmitgliedern,  
- Wahl der Mitglieder von Ausschüssen,  
- Festsetzung von Höhe und Fälligkeit der Beiträge und Gebühren,  
- Satzungsänderungen,  
- Auflösung des Vereins,  
- Entscheidung über die Mittelverwendung/Genehmigung des Haushaltsplanes,  
- Entscheidung über die Berufung gegen Vereinsausschlüsse.  
   
 

§ 9 Voraussetzungen der Mitgliederversammlung  

(1) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet mindestens alle 3 Jahre, möglichst im 
ersten Halbjahr eines Geschäftsjahres statt.  

(2) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn das Interesse des 
Vereins es erfordert oder wenn die Einberufung schriftlich von 20% der volljährigen 
persönlichen Mitglieder und der juristischen Personen unter Angabe des Zwecks und der 
Gründe vom Vorstand verlangt wird.  

 
 

§ 10 Einberufung der Mitgliederversammlung  

(1) Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt durch den Vorstand in Textform unter 
Einhaltung einer Frist von zwei Wochen. Die Frist beginnt mit dem Tag der Absendung der 
Einladung an die letzte mitgeteilte Anschrift bzw. E-Mail-Adresse bzw. über Community-
Plattformen (z.B. WhatsApp) bzw. über die Internetseite des Vereins. 

(2) In der Einberufung ist die vom Vorstand vorläufig festgelegte Tagesordnung anzugeben. 
Bei geplanten Satzungsänderungen ist zumindest die zu ändernde Vorschrift anzugeben. 
Jedes Vereinsmitglied kann bis spätestens eine Woche vor dem Versammlungstermin 
schriftlich gegenüber dem Vorstand die Ergänzung der Tagesordnung beantragen. Über 
den Antrag entscheidet der Vorstand. Über Anträge auf Ergänzungen der Tagesordnung, 
die vom Vorstand nicht aufgenommen wurden oder erstmals in der 
Mitgliederversammlung gestellt werden, beschließt die Mitgliederversammlung mit der 
Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder. Dies gilt nicht für Anträge, die eine 
Änderung der Satzung, Änderungen der Beiträge und Gebühren oder die Auflösung des 
Vereins zum Gegenstand haben.   
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§ 11 Durchführung der Mitgliederversammlung  

(1) Die Mitgliederversammlung bestimmt durch Beschluss eine Versammlungsleitung. 
Diese muss nicht dem Vorstand angehören; auch eine externe Person kann zur 
Versammlungsleitung gewählt werden. 

(2) Zu Beginn der Versammlung ist ein Protokollführer zu wählen.  
(3) Jede Mitgliederversammlung kann gemäß § 32 BGB auf Beschluss des Vorstandes in 

Präsenz, in virtueller oder hybrider Form durchgeführt werden. Er teilt dies in der 
Einladung den Mitgliedern mit. 

(4) Die Mitgliederversammlung ist unabhängig von der Zahl der anwesenden Mitglieder 
beschlussfähig.  

(5) Stimm- und Wahlrecht haben alle Mitglieder, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, 
sowie alle juristischen Personen.  

(6) Das Stimm- und Wahlrecht ist ausschließlich persönlich auszuüben.   
(7) Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen, sofern in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist. Zu einem Beschluss 
über die Änderung der Satzung – einschließlich des Vereinszwecks – sowie über die 
Auflösung des Vereins ist eine Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen 
erforderlich.  

(8) Die Abstimmungen erfolgen durch Handzeichen. Auf Antrag von mindestens 5 % der 
anwesenden Vereinsmitglieder ist geheim abzustimmen. 

 

§ 12 Protokollierung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung  

(1) Über den Ablauf der Mitgliederversammlung und die gefassten Beschlüsse ist ein 
Protokoll zu fertigen, das von der Versammlungsleitung und der Protokollführung zu 
unterschreiben ist.   

(2) Das Protokoll soll   
a) die Art der Mitgliederversammlung,  
b) den Tag, Ort und die Uhrzeit der Versammlung,   
c) die namentliche Bezeichnung der Versammlungsleitung und Protokollführung,  
d) die Feststellung der satzungsgemäßen Einberufung der Versammlung,  
e) die Anzahl der anwesenden Mitglieder,  
f) die Feststellung der Beschlussfähigkeit der Versammlung,  
g) die Tagesordnung,  
h) die gestellten Anträge sowie die gefassten Beschlüsse nebst Art der Abstimmung 

und Stimmenverhältnissen,  
i) den genauen Wortlaut eines ggf. geänderten Satzungstextes,  
j) bei Wahlen die genaue Bezeichnung der Kandidaten sowie die Annahme des Amtes 

enthalten.    
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§ 13 Aufgaben des Vorstands  

(1) Der Vorstand führt die Geschäfte im Sinne der Satzung und der Beschlüsse der 
Mitgliederversammlung.  

(2) Zu den Aufgaben des Vorstands gehören insbesondere:  
- Vertretung des Vereins,  
- Einberufung, Vorbereitung und Leitung der Mitgliederversammlung,  
- Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung,  
- Verwaltung des Vereinsvermögens, 
- die Anfertigung des Jahresberichts, 
- die Aufnahme der Mitglieder, 
- die Begründung und Beendigung von Dienstverhältnissen auf Gehalts- oder 

Honorarbasis. Die arbeitsrechtliche Direktionsbefugnis hat die/der Vorsitzende, 
- kontrolliert die Tätigkeit der Sektionen.  

 

§ 14 Bildung des Vorstands, Vertretungsregelung  

(1) Der Vorstand im Sinne des § 26 BGB besteht aus drei Personen und setzt sich zusammen 
aus   

a) dem/der Vorsitzenden,  
b) dem/der stellv. Vorsitzenden,  
c) dem/der Schatzmeister*in.  

(2) Der Verein wird durch zwei Vorstandsmitglieder gemeinsam vertreten. Durch einfachen 
Beschluss der Mitgliederversammlung kann allen oder einzelnen Vorstandsmitgliedern 
Einzelvertretungsbefugnis erteilt werden. Sie sind nicht von den Beschränkungen des § 
181 BGB befreit. 

(3) Der erweiterte Vorstand besteht aus:  
a) dem Vorstand im Sinne des § 26 BGB,  
b) dem/der Vereinssportlehrer*in,  
c) je einem Vertreter der Sektionen,  
d) bis zu 3 Beisitzern,  
e) den Ehrenmitgliedern.  

(4) Eine Doppelfunktion ist nicht grundsätzlich ausgeschlossen, sofern sichergestellt ist, 
dass keine Selbstprüfung der eigenen Arbeit erfolgt und die Unabhängigkeit sowie 
Kontrollmechanismen gewahrt bleiben.  
 

§ 15 Eignungsvoraussetzung, Wahl des Vorstands, Vergütung, Geschäftsordnung  

(1) In den Vorstand können nur Mitglieder des Vereins, die das 16. Lebensjahr vollendet 
haben, gewählt werden. Mit der Beendigung der Mitgliedschaft endet auch das Amt des 
Vorstands.  
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(2) Die Vorstandsmitglieder werden von der Mitgliederversammlung für die Dauer von drei 
Jahren gewählt. Die Mitgliederversammlung entscheidet über das anzuwendende 
Wahlverfahren. Insbesondere kann entschieden werden, ob einzeln oder im Block 
gewählt wird, ob direkt ins Amt gewählt wird oder der Vorstand später die Verteilung der 
Ämter bestimmt.  

(3) Fördermitglieder können nicht Mitglied des Vorstandes sein. 
(4) Ein Vorstandsmitglied amtiert nach Ablauf der regulären Amtszeit bis zur Wahl seines 

Nachfolgers kommissarisch. 
(5) Die Mitglieder des Vorstands bleiben auch nach Ablauf der Amtszeit bis zur Bestellung 

eines neuen Vorstands im Amt. Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus dem Vorstand aus, so 
sind die verbleibenden Mitglieder des Vorstands berechtigt, ein Vereinsmitglied bis zur 
Wahl des Nachfolgers durch die Mitgliederversammlung in den Vorstand zu wählen.   

(6) Die Mitglieder des Vorstands üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. Auf Beschluss der 
Mitgliederversammlung können sie eine angemessene Aufwandspauschale bis zur 
Höhe der Ehrenamtspauschale des § 3 Nr. 26a EStG erhalten.  

(7) Der Vorstand kann sich eine Geschäftsordnung geben.  
(8) Der Vorstand tritt in Präsenz, in virtueller oder hybrider Form nach Bedarf, mindestens 

jedoch einmal im Quartal, zusammen. Die Sitzungen werden vom Vorsitzenden, bei 
dessen Verhinderung vom stellv. Vorsitzenden, einberufen. Die Einberufung muss auch 
erfolgen, wenn mindestens drei der Vorstandsmitglieder dies verlangen. Eine 
Einberufungsfrist von zwei Wochen soll eingehalten werden. Der Vorstand ist 
beschlussfähig, wenn mindestens fünf Mitglieder, davon mindestens ein Mitglied des 
Vorstandes iSd. § 26 BGB, anwesend sind.  

(9) Der Vorstand fasst Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei 
Stimmgleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden bzw. bei dessen Abwesenheit 
seines Vertreters.  

(10) Die Beschlüsse des Vorstandes sind in Analogie zu § 12 zu protokollieren. 
(11) Der Vorstand ist zu Anpassungen des Satzungsentwurfs ermächtigt, soweit diese zur 

Eintragung des Satzungsentwurfs in das Vereinsregister nach Vorgaben des 
Registergerichts notwendig sind sowie für den Fall, dass diese nach den Vorgaben der 
zuständigen Finanzverwaltung zum Erhalt des Status als steuerbegünstigt notwendig 
sind. Die Änderungskompetenz des Vorstands umfasst redaktionelle Änderungen sowie 
materielle Änderungen, soweit diese den Charakter der jeweiligen Satzungsregelung 
nicht wesentlich verändert. 

(12) Für Schäden seines Vorstandes oder eines Mitglieds des Vorstandes oder eines anderen 
berufenen Vertreters, die in Ausübung der Aufgaben verursacht wurden, haftet der Verein 
in Anlehnung an § 31 BGB nur bei Vorsatz oder grob fahrlässigem Verhalten.  
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 § 16 Ausschüsse des Vereins 

(1) Der Vorstand kann der Mitgliederversammlung vorschlagen, zu seiner Entlastung und 
Ergänzung Ausschüsse zu berufen. Die Mitglieder müssen nicht Vereinsmitglied sein. 

(2) Der Beirat hat beratende Funktion, aber keine Vertretungsbefugnis. 
 

§ 17 Kassenprüfung  

(1) Die Mitgliederversammlung wählt jeweils für drei Jahre zwei Kassenprüfer/-innen zur 
Prüfung der Vereinsfinanzen.  

(2) Die Kassenprüfer/innen müssen nicht Vereinsmitglieder sein; sie dürfen keine 
Vorstandsmitglieder sein.  

(3) Sie prüfen halbjährlich sachlich und rechnerisch die Kassen- und Kontostände, die 
Bücher und Belege, erstatten in der folgenden Mitgliederversammlung Bericht und 
empfehlen bei ordnungsgemäßer Kassenführung der Mitgliederversammlung die 
Entlastung des Vorstands.   
 

§ 18 Auflösung des Vereins und Zweckwegfall 

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer besonders zu diesem Zweck einberufenen 
Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen 
beschlossen werden.  

(2) Der/Die Vorsitzende und der/die stellv. Vorsitzende sind die gemeinschaftlich 
vertretungsberechtigten Liquidatoren, sofern die Mitgliederversammlung keine anderen 
Personen zu Liquidatoren bestimmt. Durch einfachen Beschluss der 
Mitgliederversammlung kann allen oder einzelnen Liquidatoren 
Einzelvertretungsbefugnis erteilt werden. Für die Durchführung ihrer Aufgaben gelten die 
Bestimmungen der §§ 47 ff. BGB. 

(3) Bei Auflösung oder Aufhebung der Körperschaft oder bei Wegfall steuerbegünstigter 
Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an den Landesssportbund Mecklenburg-
Vorpommern e.V., der es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke, 
insbesondere des Kinder-, Versehrten- und Breitensports zu verwenden hat.   
   

Die Satzung vom 15. Juni 1990, zuletzt geändert am 18. April 2024, wurde durch Beschluss 
der Mitgliederversammlung am 24.03.2026 neu gefasst. 


